
Bekanntmachung der Auslegung des 2. Entwurfes des einfachen Bebauungsplanes  
Nr. 229-1 "Olvenstedt" und Änderung des Geltungsbereiches 
__________________________________________________________________________ 
Der Stadtrat der Landeshauptstadt  Magdeburg hat in seiner Sitzung am 27. Januar                                       
2011 beschlossen: 
 

1. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 229-1 „Olvenstedt“ wird geändert. Die 
Fläche westlich der Straße „Weizengrund“ wird aus dem Geltungsbereich 
herausgelöst. Der neue Geltungsbereich wird nunmehr folgendermaßen umgrenzt: 

 
- im Norden von der Südseite der Ostendorfer Straße, der Westseite der 

Friedrich-Engels-Straße in Verlängerung bis auf die Westseite der 
Birkenallee, der Westseite der Birkenallee, der Westseite der Friedrich Aue 
Straße in Verlängerung bis auf die Südseite des Klusweges, der Südseite des 
Klusweges bis zur Westgrenze des Flurstückes 201 (Flur 509), von der 
Westgrenze des Flurstückes 201 (Flur 509), der Nordseite der Olvenstedter 
Chaussee, der Südseite der St.-Josef-Straße, von der Süd- und Ostgrenze 
des B- Planes Nr. 301-3 „St.-Josef-Straße“, von der Südseite Birkenallee und 
des Olvenstedter Graseweges, 

- im Osten von der Westseite des Olvenstedter Graseweges, den Westgrenzen 
der Flurstücke 168/1, 167 in Verlängerung über 169 zu den Westgrenzen der 
Flurstücke 191, 195, 197/2 in Verlängerung über die Flurstücke 198, 197 (Flur 
515) bis zum Flurstück 2517/34, den Nordgrenzen der Flurstücke 2517/34, 
2516/34, 2514/34, 2693/34, 2692/34 (Flur 272), von der Nord- und 
Westgrenze des Flurstückes 2695/34, von den Westgrenzen der Flurstückes 
2696/34, 2697/34, 2698/34 (Flur 272), in Verlängerung der Südgrenze des 
Flurstückes 2698/34 bis zur Nordgrenze des Flurstückes 259/4 über den 
Olvenstedter Scheid, den Westgrenzen der Flurstücke 259/4, 258/4, 257/4, 
256/4, 255/4, 254/4 (alle Flur 512), den Nordgrenzen der Flurstücke 38, 45, 
39, 106, 107, 108, 109, 110, 113/1, 254/114, 234/181, 10000, 181/1, von der 
Nord- und Westgrenze des Flurstückes 10002, den Westgrenzen der 
Flurstücke 183, 185, 186, 187, 188, 189, 190, 191, 192, 193, 194, 195, 10006, 
10007 (alle Flur 512), 

- im Süden von der Nordseite der Olvenstedter Chaussee bis zur Einmündung 
Rosengrund, von der Nordwestseite des Rosengrundes, der Nordseite des 
Tulpengrundes, den Ost-Nord- und Westgrenzen des B- Planes Nr. 301-
2“Olvenstedt 5.2“ bis zum Sternbogen, von der Südseite des Sternbogens bis 
zur Einmündung des Gerstengrundes, von der Südseite des Gerstengrundes, 

- im Westen von der Ostseite des Weizengrundes, der südlichen 
Straßenbegrenzung der Helmstedter Chaussee bis zur Ostseite Agrarstraße, 
der Ostseite Agrarstraße bis zur Ostendorfer Straße 

 
2. Der Entwurf zum einfachen Bebauungsplan Nr. 229-1 „Olvenstedt“ und die 

Begründung werden in der vorliegenden Form gebilligt. Von einer Umweltprüfung 
wird gemäß § 13 Abs. 3 Satz 2 BauGB abgesehen. 

 
3. Der Entwurf zum Bebauungsplan Nr. 229-1 „Olvenstedt“ und die Begründung sind 

gemäß § 3 Abs. 2 BauGB für die Dauer eines Monats öffentlich auszulegen. Ort und 
Dauer der öffentlichen Auslegung sind ortsüblich bekannt zu machen. 
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4. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gemäß § 4a Abs. 2     
      BauGB  parallel zur öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB zu beteiligen und    
      von der öffentlichen Auslegung zu benachrichtigen. 

 
 
Hinweise: 
 
   1.    Der 2. Entwurf des einfachen Bebauungsplanes Nr. 229-1 "Olvenstedt" und 
          die Begründung liegen in der Zeit vom 18.02.2011 bis 21.03.2011  im   
          Stadtplanungsamt  Magdeburg, An der Steinkuhle 6, zu den Dienstzeiten (Montag,   
          Mittwoch und Donnerstag von 07-15.00 Uhr, Dienstag von 07-17.30 Uhr und Freitag   
          von 07-12.00 Uhr) öffentlich aus.  
             
          Von einer Umweltprüfung wird gemäß § 13 Abs. 3 BauGB abgesehen. 
 
      
   2.    Während der Auslegungsfrist können von jedermann Stellungnahmen zum    
          Bebauungsplanentwurf schriftlich oder während der Dienststunden zur Niederschrift   
          vorgebracht werden. 
          Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung     
          über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben. 
 
      
  3.     Ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) ist unzulässig, soweit    
          mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen      
          der Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend   
          gemacht werden können. 
 
 
   4.    Der geänderte Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 229-1 ist dem beiliegenden  
          Lageplan zu entnehmen. 
 
 
 
Magdeburg, den 03.02.2011 
 
 
gez. 
Dr. Trümper                                                          Landeshauptstadt Magdeburg                                               
Oberbürgermeister                                                         Dienstsiegel       
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